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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag für eine Verordnung über die 
elektronische Fassung des Amtsblatts der Europäischen Union 


A. Problem und Ziel 

Der Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die elektronische Veröffent- 
lichung des Amtsblatts der Europäischen Union regelt die Verbindlichkeit der 
elektronischen Fassung des Amtsblatts. Ziel ist es, die heute nur noch verein- 
zelt genutzte Papierform des Amtsblatts durch die bereits überwiegend ge- 
nutzte Onlineversion mit ihrer schnelleren und flexibleren Zugangsmöglichkeit 
als allein verbindliche Fassung abzulösen und die Druckfassung auf die Fälle 
technischer Störungen zu beschränken. 

Der Vorschlag ist auf Artikel 352 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro- 
päischen Union gestützt. Nach § 8 des Integrationsverantwortungsgesetzes 
vom 22. September 2009 (BGBl. 1 S. 3022), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 1. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3822) geändert worden ist, darf der deut- 
sche Vertreter im Rat dem Vorschlag nicht zustimmen, solange kein Gesetz ge- 
mäß Artikel 23 Absatz 1 des Grundgesetzes in Kraft getreten ist. 


B. Lösung 

Durch das Gesetz sollen die innerstaatlichen Voraussetzungen geschaffen wer- 
den, damit der deutsche Vertreter im Rat die Zustimmung zum Vorschlag für 
die vorgenannte Verordnung erklären darf. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine zusätzlichen Kosten für 
die deutschen öffentlichen Haushalte, da die Investitionen sowie Personalauf- 
wendungen durch die Europäische Union im Rahmen ihres Haushalts zu tragen 
sind. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Ausführung des Gesetzes entsteht kein Vollzugsaufwand in Deutsch- 
land, da das Betreiben der elektronischen Fassung des Amtsblatts der Euro- 
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päischen Union dem Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union ob- 
liegen wird. Dieses hat im Rahmen des EU-Haushalts auch die Aufwendungen 
zur Realisierung des elektronischen Amtsblatts zu tragen. 


E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und soziale Sicherungssysteme entstehen nicht. 


F. Bürokratiekosten 

Es werden keine Informationspflichten für Unternehmen, Bürgerinnen und 
Bürger oder die Verwaltung eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 

Die Bürokratiekosten werden jedoch insoweit abgebaut, als ein unmittelbarer 
elektronischer Zugang zum Amtsblatt der Europäischen Union über die Inter- 
netseite des Amts für Veröffentlichungen erfolgt und Aufwände zur bundeswei- 
ten Sicherstellung des gleichmäßigen Zugangs zu der Papierfassung entfallen. 
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Bundesrepubi.ik Deutscheand 


Berlin, 2io ■ September 201 1 


DIE Bundeskanzeeriin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag für eine Verordnung über die 
elektronische Fassung des Amtsblatts der Europäischen Union 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 886. Sitzung am 23. September 201 1 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag für eine Verordnung über die 
elektronische Fassung des Amtsblatts der Europäischen Union 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Der deutsche Vertreter im Rat darf dem Vorschlag vom 
6. April 2011 für eine Verordnung über die elektronische 
Fassung des Amtsblatts der Europäischen Union in der Fas- 
sung vom 1. Juni 2011 zustimmen. Der Vorschlag wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Anlass und Ziel 

Durch das Gesetz sollen die von deutscher Seite erforderli- 
chen Voraussetzungen geschaffen werden, damit der deut- 
sche Vertreter im Rat die förmliche Zustimmung zum Vor- 
schlag der Kommission vom 6. April 2011 für eine Verord- 
nung des Rates über die elektronische Veröffentlichung des 
Amtsblatts der Europäischen Union in der Fassung vom 

I . Juni 2011 erklären darf. 

Der Vorschlag ist auf Artikel 352 des Vertrags über die Ar- 
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) gestützt. Der 
deutsche Vertreter im Rat darf nach § 8 des Integrationsver- 
antwortungsgesetzes die fönnliche Zustimmung zu einem 
entsprechenden Rechtssetzungsvorschlag der Kommission 
für die Bundesrepublik Deutschland erst nach Inkrafttreten 
eines auf der Grundlage von Artikel 23 Absatz 1 des Grund- 
gesetzes erlassenen Gesetzes erklären. 

Augenblicklich erfolgen die in Artikel 297 AEUV vorge- 
schriebenen Verkündungen im Amtsblatt der Europäischen 
Union verbindlich in Papierform und werden rein informa- 
torisch auch auf der Intemetseite des Amts für Veröffentli- 
chungen der Europäischen Union angeboten. Genutzt wird 
tatsächlich ganz überwiegend aber nur diese Onlinefassung, 
die jederzeit und mit komfortablen Suchkriterien zur Verfü- 
gung steht. Mit der vorgeschlagenen Verordnung soll dem 
Rechnung getragen und die elektronische Fassung des 
Amtsblatts der Europäischen Union für allein verbindlich 
erklärt werden; die Verbindlichkeit der Papierfassung wird 
auf Fälle technischer Störungen begrenzt. Die Einführung 
der Verbindlichkeit sowohl der elektronischen als auch der 
Papierfassung soll zur Vermeidung von Inhaltskollisionen 
zweier gleichsam verbindlicher Fassungen vermieden wer- 
den. 

Grundsätzliche Auswirkungen auf die vertraglichen Grund- 
lagen der Europäischen Union sind nicht erkennbar, da der 
Umfang der notwendigen Verkündungen ebenso wie das 
grundsätzliche Verkündungsmedium des Amtsblatts der Eu- 
ropäischen Union unangetastet bleiben. 

II. Gesetzgebungskompetenz; Vereinbarkeit mit dem 
Recht der Europäischen Union und völkerrecht- 
lichen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutsch- 
land abgeschlossen hat 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 23 Absatz 1 des Grundgesetzes. 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union und völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundes- 
republik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


III. Gesetzesfolgenabschätzung 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine zusätz- 
lichen Kosten für die deutschen öffentlichen Haushalte. So- 
wohl die notwendigen Investitionen im IT-Bereich, um die 
erforderliche technische Infrastruktur für die elektronische 
Veröffentlichung zu schaffen, als auch die Aufwendungen 
für die weitere Wartung und Entwicklung des Systems nebst 
dessen Betrieb sind auf Ebene der Europäischen Union zu 
tätigen. 

Durch die Ausführung des Gesetzes entsteht auch kein Voll- 
zugsaufwand in Deutschland, da das Betreiben der elektro- 
nischen Fassung des EU-Amtsblatts dem Amt für Veröffent- 
lichungen der Europäischen Union obliegt. 

Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für kleine und mit- 
telständische Unternehmen, und die sozialen Sicherungs- 
systeme entstehen nicht. 

Es werden keine Infonnationspflichten für Unternehmen, 
Bürgeriimen und Bürger oder die Verwaltung eingeführt, 
vereinfacht oder abgeschafft. 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken 
der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Mit der Zu- 
stimmung des deutschen Vertreters im Rat trägt die Bundes- 
republik Deutschland dazu bei, dass nach Annahme der Ver- 
ordnung über die elektronische Veröffentlichung des Amts- 
blatts der Europäischen Union in allen Mitgliedstaaten zeit- 
gleich und dauerhaft auf die mit komfortablen Suchmasken 
auch übersichtlicheren Inhalte des Amtsblatts zugegriffen 
werden kann. Dies entspricht den Zielen des Europäischen 
eGovemment- Aktionsplans 2001-2015, nach dem die Mit- 
gliedstaaten und die Kommission einen Onlinezugang zu 
Gesetzen, Verordnungen, politischen Vorhaben und öffentli- 
chen Finanzen bereitstellen sollen. Darüber hinaus können 
mit der rein elektronischen Fassung des Amtsblatts der Eu- 
ropäischen Union künftig auch die für die Druckfassungen 
erforderlichen Ressourcen gespart werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung schafft die nach § 8 des Integrationsver- 
antwortungsgesetzes erforderliche Ermächtigung für die 
Zustimmung des deutschen Vertreters im Rat. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Um 
eine möglichst zügige Abstimmung im Rat zu ermöglichen, 
soll das Gesetz unverzüglich in Kraft treten. 
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RAT DER Brüssel, den 1. Juni 2011 
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VERORDNUNG (EU) Nr, .../2011 DES RATES 

vom 

über die elektronische Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 352, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 
nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, 
gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren, 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

( 1 ) Die Veröffentlichung von Gesetzgebungsakten der Union im Amtsblatt der Europäischen 
Union (im Folgenden "Amtsblatt") sowie deren Inkrafttreten sind in Artikel 297 des Ver- 
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geregelt. 

(2) Die Verordnung Nr. 1/1958*, einschließlich ihrer nachfolgenden Änderungen, legt die 
Amtssprachen der Organe der Europäischen Union fest. 

(3) Die gedruckte Ausgabe des Amtsblatts, die in sämtlichen Amtssprachen der Organe der 
Union verfügbar ist, ist derzeit die allein rechtsverbindliche Veröffentlichung, obwohl es 
auch die Möglichkeit des Online-Zugangs gibt. 

(4) Der Beschluss 2009/496/EG, Euratom des Europäischen Parlaments, des Rates, der 
Kommission, des Gerichtshofs, des Rechnungshofs, des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen vom 26. Juni 2009 über den Aufbau 
und die Arbeitsweise des Amts für Veröffentlichungen der Europäischen Union^ stellt 
sicher, dass die Organe mit Hilfe des Amts ihrer Verpflichtung zur Veröffentlichung von 
Rechtssetzungstexten nachkommen können. 

(5) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat in der Rechtssache C- 16 1/06, Skoma-Lux sro 
gegen Celni feditelstvl Olomouc^, ausgeführt, dass Rechtsakte der Union gegenüber 
Einzelnen nicht durchsetzbar sind, wenn sie nicht ordnungsgemäß im Amtsblatt veröffent- 
licht wurden, und dass ihre Online-Veröffentlichung ohne eine entsprechende Regelung im 
Unionsrecht der ordnungsgemäßen Veröffentlichung im Amtsblatt nicht gleichgestellt 
werden kann. 


Verordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage für die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft (ABI. L 17 vom 6.10.1958, S. 385/58). 

ABI. L 168 vom 30.6.2009, S. 41. 

Slg. 2007, S. 1-10841. 
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(6) Wenn die Veröffentlichung in der elektronischen Ausgabe des Amtsblatts einer ordnungs- 
gemäßen Veröffentlichung gleichkäme, könnte schneller und kostengünstiger auf das 
Unionsrecht zugegriffen werden. Die Bürger sollten jedoch weiterhin die Möglichkeit 
haben, eine gedruckte Fassung des Amtsblatts vom Amt für Veröffentlichungen zu 
erhalten. 

(7) In ihrer Mitteilung mit dem Titel "Eine Digitale Agenda für Europa" weist die Kommission 
darauf hin, dass der Online-Zugang zu rechtlichen Inhalten die Entwicklung eines digitalen 
Binnenmarktes mit den damit verbundenen wirtschaftlichen und sozialen Vorteilen fördert. 

(8) Daher sollten Vorschriften erlassen werden, die die Echtheit, Unverfälschtheit und Unver- 
änderlichkeit der elektronischen Veröffentlichung des Amtsblatts sicherstellen. 

(9) In dieser Verordnung sollten auch Regeln festgelegt werden, die in Fällen anwendbar sind, 
in denen es aufgrund unvorhergesehener und außergewöhnlicher Umstände nicht möglich 
ist, die elektronische Ausgabe des Amtsblatts zu veröffentlichen und zugänglich zu 
machen. 

(10) Die Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 
1 999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen^ legt die 
Rechtskraft elektronischer Signaturen als Mittel der Authentifizierung fest. Eine fort- 
geschrittene elektronische Signatur, die gemäß jener Richtlinie auf einem qualifizierten 
Zertifikat beruht und von einer sicheren Signaturerstellungseinheit erstellt wurde, liefert 
die nötige Gewähr für die Nutzer, was die Sicherstellung der Echtheit, Unverfälschtheit 
und Unveränderlichkeit der elektronischen Ausgabe des Amtsblatts betrifft. Die Verifi- 
zierung des elektronisch signierten Amtsblatts sollte anhand leicht zugänglicher Mittel 
möglich sein. 


ABI. L 13 vom 19.1.2000, S. 12. 
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(11) Der Zugang zur EUR-Lex- Website muss unter Beachtung der Verpflichtungen zum Schutz 
von Personen mit Behinderungen sichergestellt werden, die sich aus dem Beschluss 
2010/48/EG des Rates vom 26. November 2009 über den Abschluss des Überei nk ommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch die 
Europäische Gemeinschaft* ergeben. 

(12) Diese Verordnung steht mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union 
verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Einklang und geht nicht über das hin- 
aus, was nötig ist, um zu erreichen, dass sich alle Unionsbürger auf die elektronische Aus- 
gabe des Amtsblatts berufen können, da ihr Anwendungsbereich sich darauf beschränkt, 
der elektronischen Ausgabe die Rechtsgültigkeit zu verleihen, die die gedruckte Ausgabe 
derzeit besitzt. 

(13) Der AEUV enthält Befugnisse für die Annahme dieser Verordnung nur in Artikel 352 - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


ABI. L 23 vom 27.1.2010, S. 35. 
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Artikel 1 

(1) Das Amtsblatt wird gemäß dieser Verordnung in elektronischer Form in den Amtssprachen 
der Organe der Europäischen Union veröffentlicht. 

(2) Unbeschadet des Artikels 3 besitzt nur das in elektronischer Form veröffentlichte Amtsblatt 
(im Folgenden "elektronische Ausgabe des Amtsblatts") Echtheit und entfaltet Rechtswirkungen. 

Artikel 2 

(1) Die elektronische Ausgabe des Amtsblatts trägt eine fortgeschrittene elektronische Signatur, 
die gemäß der Richtlinie 1 999/93/EG auf einem qualifizierten Zertifikat beruht und von einer 
sicheren Signaturerstellungseinheit erstellt wurde. Das qualifizierte Zertifikat und die Erneuerungen 
desselben werden auf der EUR-Lex-Website veröffentlicht, damit die Nutzer die fortgeschrittene 
elektronische Signatur und den Charakter der Echtheit der elektronischen Ausgabe des Amtsblatts 
verifizieren können. 

(2) Die elektronische Ausgabe des Amtsblatts enthält Angaben zum Datum ihrer Veröffent- 
lichung. 
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(3) Die elektronische Ausgabe des Amtsblatts wird der Öffentlichkeit auf der EUR-Lex- 
Website in einem nicht veralteten Format dauerhaft zugänglich gemacht. Die Abfrage ist kostenlos. 


Artikel 3 


(1) Kann die elektronische Ausgabe des Amtsblatts aufgrund unvorhersehbarer außergewöhn- 
licher Störungen des Informationssystems des Amts für Veröffentlichungen nicht veröffentlicht 
werden, so wird das Informationssystem so schnell wie möglich wiederhergestellt. 

Das Amt für Veröffentlichungen stellt fest, zu welchem Zeitpunkt eine solche Störung aufgetreten 
ist. 

(2) Ist es erforderlich, das Amtsblatt zu veröffentlichen, wenn das Informationssystem des Amts 
für Veröffentlichungen aufgrund einer Störung nach Artikel 1 nicht betriebsbereit ist, so kommt nur 
der gedruckten Ausgabe des Amtsblatts Echtheit zu und nur sie entfaltet Rechtswirkungen. 

Sobald das Informationssystem des Amts für Veröffentlichungen wiederhergestellt ist, wird die 
entsprechende elektronische Fassung der in Unterabsatz 1 genannten gedruckten Ausgabe lediglich 
zu Informationszwecken und mit einem entsprechenden Hinweis der Allgemeinheit auf der EUR- 
Lex-Website zugänglich gemacht. 
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(3) Sobald das Informationssystem des Amts für Veröffentlichungen wiederhergestellt ist, 

liefert die EUR-Lex-Website Informationen zu sämtlichen gedruckten Ausgaben, denen gemäß 

Absatz 2 Unterabsatz 1 Echtheit zukommt und die Rechtswirkungen entfalten. 

Artikel 4 

(1) Die Zuständigkeit des Amts für Veröffentlichungen im Zusammenhang mit der elektroni- 
schen Ausgabe des Amtsblatts erstreckt sich auf 

a) seine Veröffentlichung und die Sicherstellung seiner Echtheit; 

b) die Installierung, den Betrieb und die Pflege des Informationssystems, mit dessen Hilfe die 
elektronische Ausgabe des Amtsblatts erstellt wird, sowie die Nachrüstung des Systems 
entsprechend künftigen technischen Entwicklungen; 

c) die Installierung und Erweiterung der technischen Hilfsmittel, mit denen die elektronische 
Ausgabe des Amtsblatts für alle Nutzer zugänglich gemacht wird; 

d) die Festlegung der internen Sicherheits- und Zugangsvorschriften für das Informations- 
system, mit dem die elektronische Ausgabe des Amtsblatts produziert wird; 

e) die Speicherung und Archivierung der Dateien und deren Handhabung entsprechend 
künftigen technischen Entwicklungen. 
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(2) Das Amt für Veröffentlichungen übt seine in Absatz 1 beschriebene Zuständigkeit im 
Einklang mit dem Beschluss 2009/496/EG, Euratom aus. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
Geschehen zu . . . am . . . 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nomienkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Erfällungsaufwand sowie auf Bürokratiekosten geprüft, die 
durch Informationspflichten begründet werden. 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Wirtschaft, Verwal- 
tung sowie Bürgerinnen und Bürger. Mit dem Gesetz wer- 
den keine Informationspflichten für die Wirtschaft, die Ver- 
waltung und Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geändert 
oder aufgehoben. 

Der Nationale Nomienkontrollrat hat keine Bedenken gegen 
das Regelungsvorhaben. 
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